
BUNDESGERICHTSHOF
BESCHLUSS

XII ZA 21/92
vom

13. Januar 1993 
in der Familiensache

Roswitha Straße 79,

Beklagte und Antragstellerin,

- im Prozeßkostenhilfe- Verfahren vertreten 
durch:

Rechtsanwälte Dr. ^ ^ u n d  Kollegen, 0*s traße 55/59,H

gegen

Horst -Straße 41,

Kläger und Antragsgegner,

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz: Rechtsanwälte Kollegen, und 

Platz 24,
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
13. Januar 1993 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Blumenrohr und die Richter Dr. Krohn, Nonnenkamp, 
Dr. Knauber und Gerber

beschlossen:

Der Antrag der Beklagten, ihr Prozeßkostenhilfe 
für eine Revision gegen das Urteil des 12. Se­
nats für Familiensachen des Oberlandesgerichts 
Hamm vom 3. Juli 1992 zu bewilligen, wird abge­
lehnt .

Gründe:

I.

Durch das in der Beschlußformel genannte Berufungsur­
teil ist auf die Abänderungsklage des Klägers dessen Ver­
pflichtung, der Beklagten nachehelichen Unterhalt in Höhe 
von monatlich 563 DM zu zahlen, ab 1. Juli 1992 auf monat­
lich 177 DM herabgesetzt worden. Die zweitinstanzlichen 
Prozeßbevollmächtigten der Beklagten, denen das Berufungs­
urteil am 12. August 1992 zugestellt worden war, haben 
durch einen am 11. September 1992 per Telefax eingegangenen 
Schriftsatz namens der Beklagten beantragt, ihr zur Durch­
führung der - zugelassenen - Revision Prozeßkostenhilfe 
(PKH) zu gewähren. Nach dem gerichtlichen Hinweis, daß eine 
Erklärung der Beklagten über ihre persönlichen und wirt-
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schaftlichen Verhältnisse nach § 117 Abs. 2 ZPO fehle und 
das Gesuch auch keine Bezugnahme auf eine frühere Erklärung 
und keine Darlegung unveränderter Verhältnisse enthalte, 
haben die Prozeßbevollmächtigten der Beklagten mit Telefax 
vom 17. September 1992 ausgeführt, die Beklagte sei bedürf­
tig und nicht in der Lage, den Prozeß aus eigenen Mitteln 
zu finanzieren. Zur Glaubhaftmachung haben sie auf ein PKH- 
Gesuch vom 22. November 1991 verwiesen und die Kopie einer 
Formularerklärung der Beklagten vom 16. September 1991 vor- 
gelegt. Mit einem weiteren, am 6. Oktober 1992 eingegange­
nen Schriftsatz haben sie sodann eine (neue) Erklärung der 
Beklagten über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Ver­
hältnisse vom 19. September 1992 vorgelegt, die aber zur 
Ergänzung von unvollständigen Angaben zurückgegeben werden 
mußte. Daraufhin haben die Prozeßbevollmächtigten der Be­
klagten mit einem am 20. November 1992 eingegangenen 
Schriftsatz schließlich eine vom 11. November 1992 datierte 
neueste und vollständige Erklärung der Beklagten vorgelegt.

II.

Die beabsichtigte Rechtsverfolgung hat keine Aussicht 
auf Erfolg. Die Monatsfrist zur Einlegung der Revision ist 
am 14. September 1992 (Montag) abgelaufen. Einem zu erwar­
tenden Antrag der Beklagten, ihr insoweit gemäß § 233 ZPO 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren, könnte 
nicht entsprochen werden, weil sie nicht ohne ihr Verschul­
den (§ 85 Abs. 2 ZPO) verhindert war, die Rechtsmittelfrist 
einzuhalten.
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Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs setzt die Wiedereinsetzung in die versäumte Rechtsmit­
telfrist nicht nur voraus, daß die bedürftige Partei sich 
für arm halten durfte. Erforderlich ist vielmehr, daß sie 
außerdem davon ausgehen durfte, innerhalb der Frist die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Gewährung von PKH 
in ausreichender Weise dargetan zu haben (vgl. BGH, Be­
schluß vom 15. Mai 1990 - XI ZB 1/90 - BGHR ZPO § 233 Pro- 
zeßkostenhilfegesuch 2 mit ausführlichen Nachweisen). Wie 
der Senat dazu bereits mehrfach dargelegt hat (vgl. die Be­
schlüsse vom 16. März 1983 - IVb ZB 73/82 - FamRZ 1983,
579, 580 = NJW 1983, 2145, 2146 und vom 21. September 1988 
- IVb ZB 101/88 - BGHR aaO Prozeßkostenhilfe 4), bedarf es 
der fristgerechten Einreichung eines Antrages, der den An­
forderungen genügt, die das Gesetz in § 117 ZPO vor­
schreibt. Da die Bewilligung der PKH für jeden Rechtszug 
besonders erfolgt (§ 119 Satz 1 ZPO), muß sich die Partei 
auch in der Rechtsmittelinstanz grundsätzlich des durch die 
Verordnung vom 24. November 1980 (BGBl I 2163) eingeführten 
Vordrucks bedienen und diesen vollständig ausgefüllt bis 
zum Ablauf der Rechtsmittelfrist vorlegen. Diese Vorausset­
zungen sind hier nicht erfüllt, denn bis zum Ablauf des 
14. September 1992 hatte die Beklagte keine Erklärung im 
Sinne des § 117 Abs. 2 ZPO abgegeben.

Der Senat hat allerdings ausnahmsweise die Bezugnahme 
auf eine im früheren Rechtszug ordnungsgemäß abgegebene Er­
klärung genügen lassen, wenn die Verhältnisse unverändert 
sind und dies bei der Bezugnahme deutlich gemacht wird. Ei­
ne solche Ausnahme liegt hier indessen nicht vor, denn die 
Beklagte hat sich innerhalb der Rechtsmittelfrist nicht auf
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eine frühere Erklärung bezogen. Sie verweist in diesem Zu­
sammenhang zu Unrecht darauf, daß der am 11. September 1992 
eingereichte PKH-Antrag auf Seite 7 mit dem Satz schließt: 
"Zur Glaubhaftmachung nehmen wir im übrigen Bezug auf den 
Akteninhalt zum Verfahren 12 UF 281/91". Dieser PKH-Antrag 
enthielt zur Mittellosigkeit der Beklagten keinerlei tat­
sächliche Angaben; die Glaubhaftmachung eines unterlassenen 
Vortrags gäbe keinen Sinn. Der zitierte Satz schließt auch 
unmittelbar an Ausführungen zur Begründung eines Wiederein­
setzungsgesuches an und stellt daher eindeutig nur den Ver­
such dar, den Anforderungen des § 236 Abs. 2 Satz 1 ZPO ge­
recht zu werden. Es kommt infolgedessen nicht mehr darauf 
an, daß auch Bedenken gegen die im PKH-Prüfungsverfahren 
geäußerte Auffassung der Beklagten bestehen, eine pauschale 
Bezugnahme auf den Inhalt der Prozeßakten könne mit der Be­
zugnahme auf eine der Vorinstanz vorgelegte Erklärung gemäß 
§ 117 Abs. 2 ZPO in Verbindung mit dem Hinweis auf unverän­
derte Verhältnisse gleichgesetzt werden. Dem Hinweis der 
Beklagten, ihre wirtschaftlichen Verhältnisse hätten dem 
ihrem PKH-Gesuch beigefügten Berufungsurteil entnommen wer­
den können, ist zum einen entgegenzuhalten, daß dem am 
11. September 1992 per Telefax eingegangenen Schriftsatz 
vom gleichen Tage nur die Seiten 1 und 2 des Berufungsur­
teils beigefügt waren, denen die erforderlichen Angaben 
nicht zu entnehmen sind. Zum anderen fehlte jedenfalls auch 
die unverzichtbare Versicherung der Beklagten, daß sich ih-



re wirtschaftlichen Verhältnisse seit dem in der zweiten 
Instanz zugrunde gelegten Zeitpunkt nicht verbessert hät­
ten.

Blumenrohr Nonnenkamp
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